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Susanne Aeschbach

Berufliche Bildung für alle!
Aktuelle politische Entwicklungen und zukunftsträchtige Modelle

Zusammenfassung
In der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung sind das Recht auf Bildung wie auch das Recht 
auf Arbeit verankert. Hingegen ist das Recht auf berufliche Bildung in der Schweiz nach wie vor nicht gesetzlich fest-
gelegt. Insbesondere schwächere Jugendliche mit Behinderung drohen gänzlich von der Berufsbildung ausgeschlos-
sen zu werden. Trotz vielen politischen Vorstössen besteht bei diesem Thema nach wie vor Handlungsbedarf. Im fol-
genden Artikel werden in einem ersten Schritt die aktuellen bildungs- und sozialpolitischen Entwicklungen nachge-
zeichnet und in einem zweiten Schritt erfolgsversprechende Modelle thematisiert.

Résumé
La Convention de l’ONU relative aux droits des personnes handicapées englobe aussi le droit à la formation et le droit 
au travail. En Suisse, par contre, le droit à la formation professionnelle n’est pas inscrit dans la loi. Or il est un fait que 
les jeunes plus faibles risquent d’être complètement exclus de la formation professionnelle. Ce dossier est encore loin 
d’être clos, même si les interventions politiques n’ont pas manqué. Le présent article retrace les derniers développements 
intervenus en politique éducative et sociale avant d’aborder, dans une seconde partie, une série de modèles porteurs.

Bildungspolitik: die Revision 

des Berufsbildungsgesetzes

Der Handlungsbedarf in der beruflichen Bil-
dung von Jugendlichen mit Behinderung 
hat sich mit dem neuen Berufsbildungsge-
setz (BBG), welches 2004 in Kraft getreten 
ist, verschärft. Eine grosse Änderung be-
stand in der Abschaffung der früheren 
«Anlehren». Neu wurden dafür die zwei-
jährigen beruflichen Grundbildungen mit 
eidgenössischem Berufstattest (EBA) ins 
Leben gerufen. Diese neue Berufslehre ist 
eine Errungenschaft, da sie auch schwä-
cheren Lernenden, die den Anforderungen 
an eine berufliche Bildung mit eidgenössi-
schem Fähigkeitszeugnis (EFZ) nicht oder 
noch nicht genügen, eine gute Ausbildung 
ermöglicht. Gleichzeitig verursacht dieses 
neue Gefäss Ausschluss nach unten, denn 
weit weniger Jugendliche sind den Anfor-
derungen an eine zweijährige berufliche 
Grundbildung gewachsen, als dies früher 

bei der «Anlehre» der Fall war. Die Anlehre 
besass den Vorteil, dass sie ein sehr flexib-
les Ausbildungsgefäss war, welches den in-
dividuellen Ressourcen der Jugendlichen 
gerecht wurde. Gleichzeitig war die Aner-
kennung auf Arbeitgeberseite umstritten, 
da es sich eben um einen individuellen Ab-
schluss handelte. Dies dürfte auch der 
Grund gewesen sein, weshalb die Anlehren 
abgeschafft worden sind.

Schon bald nach Inkrafttreten des Berufs-
bildungsgesetzes zeigte sich jedoch, dass 
mit der zweijährigen beruflichen Grundbil-
dung ein Problem gelöst und gleichzeitig 
ein neues geschaffen worden ist. Denn was 
ist nun mit den Jugendlichen, die den An-
forderungen dieses Bildungsgefässes nicht 
genügen, aber zu wenig «invalid» sind, als 
dass sie eine berufliche Massnahme finan-
ziert über die Invalidenversicherung absol-
vieren könnten?
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Die Praktische Ausbildung nach 

INSOS schliesst die Lücke im Berufs-

bildungssystem teilweise

INSOS hat die oben beschriebene Proble-
matik ebenfalls erkannt, da ein beachtlicher 
Anteil von Jugendlichen, welche in einer 
spezialisierten Ausbildungsstätte über die 
IV berufliche Massnahmen absolvieren, 
zwar in den Anlehren ihren Platz hatten, je-

doch den Anforderungen für die Ausbildun-
gen mit EBA nicht gewachsen sind. In den 
INSOS-Institutionen werden aber auch Ju-
gendliche mit Behinderung ausgebildet, die 
selbst den Anforderungen an die früheren 
Anlehren nicht gewachsen sind, weil sie ei-
nen begleiteten Ausbildungsplatz im zwei-
ten Arbeitsmarkt brauchen. INSOS hat so-
mit 2007 die Praktische Ausbildung nach 
INSOS lanciert und damit drei Ziele verfolgt: 
eine qualitativ hochwertige berufliche Bil-
dung für Jugendliche mit Beeinträchtigung, 
eine verbesserte berufliche Integration und 
die Durchlässigkeit zu Ausbildungen mit 
EBA. Seit der Lancierung wurde die Prakti-
sche Ausbildung kontinuierlich weiterent-
wickelt1. Nachdem seitens des Schweizeri-
schen Gewerbeverbandes und der Organi-
sationen der Arbeitswelt (OdA) Kritik an 
den Berufsbezeichnungen für Praktische 
Ausbildungen geäussert wurde, da INSOS 

die EBA-Bezeichnungen übernommen hat-
te, wurden neue Bezeichnungen eingeführt 
und damit gleichzeitig der Grundstein für ei-
ne konstruktive Beziehung zu den OdA ge-
legt. Eine weitere grosse Änderung besteht 
darin, dass die Ausbildungsinstitutionen in 
der Definition der Fachkompetenzen ur-
sprünglich frei waren, während heute das 
erste standardisierte Ausbildungspro-
gramm für die PrA Schreinerei vorhanden 
ist, welches sich eng an den betrieblichen 
Fachkompetenzen des EBA-Bildungsplans 
anlehnt. Die Entwicklung für die weiteren 
PrA-Richtungen ist aufgegleist. Auch mit 
dieser Massnahme ist INSOS den OdA ent-
gegen gekommen und hat einen wichtigen 
Schritt in Richtung Anerkennung der indivi-
duellen Kompetenzen getan.

Der Nachteilsausgleich 

in der Berufsbildung fördert 

die Chancengleichheit

Im Rahmen der regulären Berufsbildung 
gibt es das Instrument des Nachteilsaus-
gleichs für Menschen mit Behinderung. Da-
runter fallen spezifische Massnahmen im 
Ausbildungsprozess wie auch beim Qualifi-
kationsverfahren, die zum Ziel haben, be-
hinderungsbedingte Nachteile auszuglei-
chen. Für Jugendliche mit Lernbehinderung 
kann z. B. eine mögliche Massnahme sein, 
die Ausbildungsdauer zu verlängern. Mit 
der im Herbst 2013 erschienenen Publikati-
on «Nachteilsausgleich für Menschen mit 
Behinderung» (SDBB, 2013) kann das Inst-
rument Nachteilsausgleich sicher noch bes-
ser ausgeschöpft werden, als dies heute der 
Fall ist, und somit für einen Teil der Jugend-
lichen mit Behinderung der Zugang und der 
erfolgreiche Abschluss einer beruflichen Bil-
dung mit eidgenössischer Anerkennung er-
reicht werden. Für Jugendliche, welche aus-
serhalb der Schweizerischen Berufsbil-

Diese neue Berufslehre ist eine Errungen-
schaft, da sie auch schwächeren Lernenden, 
die den Anforderungen an eine berufliche 
Bildung mit eidgenössischem Fähigkeits-
zeugnis (EFZ) nicht oder noch nicht genügen, 
eine gute Ausbildung ermöglicht.

1 Eine umfassende Dokumentation befindet sich 

unter www.insos.ch > Praktische Ausbildung.
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dungssystematik ihre berufliche Bildung ab-
solvieren, kommt dieses Instrument leider 
nicht zur Anwendung. Für diese Zielgruppe 
gibt es jedoch das Projekt der individuellen 
Kompetenznachweise, mit dem ebenfalls 
ein innovativer Weg beschritten worden ist. 

Anerkennung individueller 

Kompetenzen: ein Pilotprojekt 

Eine Evaluation der Praktischen Ausbildung 
nach INSOS (2010) 2 hat gezeigt, dass die 
PrA ein gut passendes und auch flexibles 
Ausbildungsgefäss für Jugendliche mit Be-
einträchtigung darstellt. Gleichzeitig wurde 
der Handlungsbedarf für die Anerkennung 
der PrA auf Arbeitgeberseite deutlich. IN-
SOS hat daraufhin ein Projekt für die Aner-
kennung der individuell erworbenen Kom-
petenzen lanciert. Nach zahlreichen Ge-
sprächen und dem Einbezug aller relevan-
ten Akteure ist es schliesslich gelungen, 
beim Staatssekretariat für Bildung, For-
schung und Innovation (SBFI) erfolgreich 
ein Gesuch für die Finanzierung des Projek-
tes einzureichen, welches gemeinsam vom 
Schweizerischen Gewerbeverband, der 
Schweizerischen Berufsbildungsämter-Kon-
ferenz und INSOS Schweiz getragen wird. 
Mit diesem Projekt sollen Jugendliche, die 
über keinen eidgenössischen Berufsab-
schluss verfügen, einen Nachweis ihrer in-
dividuell erworbenen Kompetenzen erhal-
ten, welcher in der Arbeitswelt anerkannt 
ist. INSOS denkt da vor allem an die Absol-
ventinnen und Absolventen von Prakti-
schen Ausbildungen, während die Berufs-
bildungsämter in erster Linie diejenigen Ju-
gendlichen im Auge haben, welche eine 

Ausbildung mit EBA abbrechen. Bis im 
Frühjahr 2014 sollen nun für die Branchen 
Schreinerei, Logistik und Kaufmännischer 
Bereich solche Kompetenznachweise ent-
wickelt werden. Resultierend aus diesen Er-
fahrungen soll ein Instrument für die Ent-
wicklung von Kompetenznachweisen erar-
beitet werden, welches dann auf alle Be-
rufsrichtungen anwendbar sein sollte. Ein 
derartiger Kompetenznachweis, der von 
den OdA anerkannt ist, wäre für die PrA ei-
ne grosse Errungenschaft. 

Sozialpolitik: die Nachwehen 

der NFA?

Auch auf sozialpolitischer Ebene gab es in 
den vergangenen Jahren viel Bewegung. Ei-
ne Neuerung, welche weitreichende Konse-
quenzen im Behindertenbereich mit sich 
bringt, ist die Neugestaltung des Finanz-
ausgleichs (NFA). Vor der NFA war die Fi-
nanzierung der Sonderschule, der berufli-
chen Massnahmen wie auch der Werkstät-
ten auf Bundesebene geregelt. Seit Inkraft-
treten der NFA (1.01.2008) werden nur noch 

die beruflichen Massnahmen über die Inva-
lidenversicherung (IV) finanziert, während-
dessen die Sonderschulen wie auch die 
Werkstätten in kantonale Hoheit überge-
gangen sind. Interessant ist, dass die beruf-
liche Bildung von Jugendlichen mit Behin-
derung vor der NFA nicht in Frage gestellt 
war. Die Vermutung liegt nahe, dass es für 
den Bund keinen grossen Unterschied 
machte, ob er einem Jugendlichen eine be-
rufliche Bildung oder einen Werkstattplatz 

In den INSOS-Institutionen werden aber auch 
Jugendliche mit Behinderung ausgebildet, 
die selbst den Anforderungen an die frühe-
ren Anlehren nicht gewachsen sind.

2 http://www.bsv.admin.ch/praxis/forschung/pub-

likationen/index.html?lang=de&vts=praktische+

ausbildung&bereich[]=1&mode=all&anzahljahre

=5#pubResult
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finanzierte. Es lässt sich die These formulie-
ren, dass der Bund nun ein Sparpotenzial 
wittert, indem er den Zugang zu beruflichen 
Massnahmen einschränkt. Im erläuternden 
Bericht zur IV-Revision 6b wurde denn auch 
die IV-Anlehre respektive die Praktische 
Ausbildung nach INSOS unter dem Titel 
«Sanierungsmassnahmen» mit einem prog-
nostizierten Sparvolumen von 50 Millionen 
jährlich abgehandelt (http://www.news.ad-
min.ch/NSBSubscriber/message/attach-
ments/19604.pdf; S. 75f.). Von diesen ur-
sprünglich avisierten hohen Eintrittshürden 
ist heute glücklicherweise nicht mehr die 
Rede. Hingegen bleibt die Absicht des Bun-
desamtes für Sozialversicherungen (BSV) 
bestehen, die Zusprache beruflicher Mass-
nahmen an Wirkungen zu koppeln. Dem ist 
grundsätzlich nichts entgegen zu halten, 
nur stellt sich die grosse Frage, was als Wir-
kung definiert wird. Während es z. B. aus 
Sicht von INSOS ein Erfolg ist, wenn Jugend-
liche mit Beeinträchtigung mit einer ganzen 
Rente über eine Anstellung im ersten Ar-
beitsmarkt verfügen, so ist dies aus Sicht 
des BSV nur eine soziale, nicht aber eine be-
rufliche Integration, da kein «return on in-

vestment» erreicht wird. Die Diskussion der 
Wirkung sollte aber auf anderen Ebenen ge-
führt werden: Gilt es nicht auch als ein Er-
folg, wenn ein Jugendlicher mit Behinde-
rung dank beruflicher Bildung gestärkt 
durchs Leben gehen kann, Routine in der 
Mobilität erlangt und grundlegende Kom-
petenzen in fachlicher, sozialer und perso-

naler Sicht erworben hat, welche die gesell-
schaftliche Teilhabe ermöglichen?

Zugang zu beruflicher Bildung für 

Schwächere wird eingeschränkt

Nach dem Aufruf zur Wirkungskontrolle sei-
tens des Bundesamts für Sozialversicherun-
gen wurde im Mai 2011 das IV-Rundschrei-
ben 299 publiziert. Mit diesem Rundschrei-
ben wurde eine restriktivere Praxis eingeläu-
tet: Neu werden seitens der IV nur noch 
einjährige Verfügungen gesprochen. Das 
zweite Jahr wird davon abhängig gemacht, 
ob die lernende Person nach Abschluss der 
Ausbildung voraussichtlich eine Tätigkeit im 
ersten Arbeitsmarkt antreten können wird, 
auch wenn diese vorerst nicht rentenredu-
zierend sein muss. Dieses Rundschreiben hat 
aus der Sicht von INSOS Schweiz viele nega-
tive Auswirkungen. Eine Konsequenz be-
steht darin, dass schwächere Jugendliche 
nur noch ein Jahr berufliche Bildung absol-
vieren können. Ferner stellt INSOS fest, dass 
die Auslegung des Rundschreibens und die 
Definition der «voraussichtlichen Erwerbsfä-
higkeit im ersten Arbeitsmarkt» durch die 
IV-Stellen sehr unterschiedlich ausfallen. 
Während es IV-Stellen gibt, die aus der Sicht 
der Jugendlichen mit Beeinträchtigung sehr 
kulant sind, indem z. B. der Nachweis eines 
Entwicklungspotenzials und grundlegende 
soziale Kompetenzen für ein zweites Ausbil-
dungsjahr reichen können, so gibt es IV-Stel-
len, welche die rentenreduzierende Er-
werbsfähigkeit fordern. Im Kanton Zürich 
gibt es erste Gerichtsurteile zugunsten von 
Jugendlichen mit Behinderung, in denen die 
IV für ihre zu restriktive Praxis kritisiert wird 
(vgl. Sozialversicherungsgericht ZH, Prozess-
nummern IV.2012.00848/IV.2012.00809).

Ferner beobachtet INSOS Schweiz, dass die 
neue Praxis grosse Unruhe mit sich bringt: 

Eine Evaluation der Praktischen Ausbildung 
nach INSOS (2010) hat gezeigt, dass die PrA 
ein gut passendes und auch flexibles 
Ausbildungsgefäss für Jugendliche mit Be-
einträchtigung darstellt.
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Schon wenige Monate nach Ausbildungs-
beginn muss bereits Bilanz gezogen und die 
Prognose über ein allfälliges zweites Jahr 
gestellt werden. Es mutet zynisch an, dass 
gerade bei Jugendlichen mit Beeinträchti-
gung, wobei es sich häufig um Lern- oder 
kognitive Beeinträchtigungen handelt, 
schon nach wenigen Monaten über den 
weiteren Verlauf der Ausbildung entschie-
den wird. Zudem ist es eine unbefriedigen-
de Situation, dass die Jugendlichen eine be-
rufliche Bildung beginnen, aber noch gar 
nicht klar ist, um welche Ausbildung es sich 
handelt. Denn nur wer zwei Jahre absolvie-
ren kann, erlangt den Ausweis Praktische 
Ausbildung. Einjährige Ausbildungen ha-
ben keine einheitliche Bezeichnung. Sie 
werden z. B. «IV-Anlehre» oder «interne 
Ausbildung» genannt. 

Erschwerter Zugang zur IV-Rente

Eine weitere problematische Tendenz, die 
sich in der Praxis beobachten lässt, besteht 
darin, dass es einzelne Fälle gibt, in denen 
das mögliche Einkommen der Jugendlichen 
nach Abschluss einer PrA von der IV viel zu 
hoch eingeschätzt wird. Diese Jugendli-
chen werden damit gänzlich von der IV-
Rente ausgeschlossen, unabhängig davon, 
ob sie tatsächlich eine Stelle haben. Fak-
tisch stehen diese Jugendlichen ohne Job 
und ohne IV-Rente da. Auch seitens der So-
zialhilfe wird der restriktivere Zugang zu 
IV-Renten mit Besorgnis zur Kenntnis ge-
nommen. Es wird moniert, dass die IV zwar 
die Anzahl Neurenten von 2003 – 2013 fast 
halbiert habe. Aufgrund der Erfahrungen 
der Sozialhilfe liege jedoch die Vermutung 
nahe, dass lange nicht all diese Personen 
nachhaltig und existenzsichernd integriert 
seien, sondern zum Teil Klientinnen und Kli-
enten der Sozialhilfe werden (vgl. Brotschi, 
2013).

Teilhabe und Inklusion: neues Para-

digma in der Behindertenhilfe

Den politischen Prozessen steht ein radika-
ler, positiver Wandel in der Behindertenar-
beit gegenüber. Die Themen Teilhabe und 
Inklusion wurden insbesondere durch die 
UN-Konvention über die Rechte der Men-

schen mit Behinderung massgeblich beein-
flusst bzw. verbreitet und stellen einen Para-
digmenwechsel zur Integrationsdebatte dar. 
Inklusion, welche auf der Basis von Bürger-
rechten argumentiert, fordert das gleiche 
und volle Recht aller Menschen auf individu-
elle Entwicklung und gesellschaftliche Teil-
habe. «Inklusion bedeutet, dass Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden, unter denen 
alle Bürger / -innen eines Gemeinwesens ih-
re selbstbestimmte Teilhabe verwirklichen 
können. Und das wiederum bedeutet, Zu-
gang zu allen materiellen, sozialen und kul-
turellen Möglichkeiten und Prozessen einer 
Gesellschaft zu haben» (Fink, 2011, S. 21).

In der Schweiz sind wir meilenweit von ei-
ner «inklusiven Gesellschaft» entfernt. Das 
Thema löst noch viel Argwohn, Unsicher-
heit aber auch Angst aus. Inklusion zu Ende 
gedacht, bedeutet auch ein Loslassen und 
ein Auflösen bestehender hierarchischer 
Strukturen. Menschen mit Behinderung 
sind in diesem Paradigma Expertinnen und 
Experten für ihr Leben und vor allem in ers-
ter Linie Bürger und Bürgerinnen mit Be-
dürfnissen, Ansprüchen, Träumen und 
Wünschen wie sie alle Menschen haben. 
Obwohl Inklusion in unserem Kontext mo-
mentan noch als Vision zu verstehen ist, so 

Eine Konsequenz besteht darin, dass 
schwächere Jugendliche nur noch ein Jahr 
berufliche Bildung absolvieren können. 
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gibt es doch vielversprechende Konzepte 
und Ansätze, welche im Folgenden kurz 
skizziert werden sollen.

Gesellschaftliche und berufliche 

Teilhabe: Modelle für die Zukunft

Ein erfolgsversprechendes Konzept für die 
nachhaltige Teilhabe am Erwerbsleben ist 
Supported Employment3. Dieses Konzept 
findet unter dem Stichwort «Supported 
Education» zunehmend auch in der berufli-
chen Bildung von Jugendlichen mit Behin-
derung Eingang, wobei Supported Educa-
tion sich auf dieselben konzeptionellen 
Grundlagen wie Supported Employment 
stützt, jedoch im Kontext der begleiteten 
beruflichen Bildung im ersten Arbeitsmarkt 
zur Anwendung kommt (vgl. Beitrag von 
Schaufelberger in dieser Nummer).

Ein weiterer Ansatz, der zunehmend auch in 
der Schweiz Beachtung findet, ist die Per-

sönliche Zukunftsplanung (vgl. Zahn, 2013, 
S. 34). Dieses innovative Konzept umfasst 
mehrere methodische Planungsansätze, um 
gemeinsam mit Menschen (mit oder ohne 
Behinderung), ihren Familien und Freunden 
positive Veränderungsprozesse auf der Ebe-
ne der Person, der Organisation sowie des 
Gemeinwesens zu gestalten und über die 

persönliche Zukunft nachzudenken, Visio-
nen für eine positive Zukunft zu entwickeln, 
Ziele zu setzen und diese mit Hilfe eines Un-
terstützerkreises Schritt für Schritt umzu-
setzen4. Dabei ist Inklusion, dass heisst die 
Teilhabe von Mitbürgerinnen und Mitbür-
gern am sozialen und kulturellen Leben der 
Gemeinde oder des Quartiers, Ausgangs-
punkt und Ziel der Persönlichen Zukunfts-
planung.

Ein Kernelement der Persönlichen Zukunfts-
planung sind die Unterstützerkreise. Indem 
Freunde, Bekannte, allenfalls Lehr- oder Be-
treuungspersonen etc. – all diejenigen Per-
sonen, welche die betroffene Person in ih-
rem Unterstützerkreis dabei haben möchte 
– basierend auf den Stärken, Wünschen und 
Visionen der betroffenen Person mögliche 
Ziele und Wege entwickeln, ist sehr viel 
mehr möglich und öffnen sich Perspektiven, 
die in einem «klassischen Setting» nicht 
denkbar wären. Beispiele im Ausland zei-
gen, dass dieser Ansatz sehr erfolgverspre-
chend ist 5.

Sowohl Supported Employment als auch 
der Persönlichen Zukunftsplanung ist ge-
mein, dass es eine Flexibilisierung und Indi-
vidualisierung der Unterstützung für Men-
schen mit Behinderung braucht: Die Unter-
stützung muss individuell für den einzelnen 
Menschen und in seinem jeweiligen Kon-
text definiert werden. Dies steht häufig im 
krassen Gegensatz zu den klar definierten, 
abgegrenzten Leistungen der Sozialversi-
cherungen wie z. B. der IV. Zudem gibt es 
einen Zielkonflikt: Denn in den beschriebe-
nen Ansätzen geht es in erster Linie um 

Es mutet zynisch an, dass gerade bei Ju-
gendlichen mit Beeinträchtigung, wobei es 
sich häufig um Lern- oder kognitive 
Beeinträchtigungen handelt, schon nach 
wenigen Monaten über den weiteren Ver-
lauf der Ausbildung entschieden wird.

4 vgl. www.persoenliche-zukunftsplanung.ch
5 vgl. z. B. Institut für Sozialdienste Vorarlberg, Spa-

gat: http://www.ifs.at/spagat.html

3 vgl. z. B. Doose (2007) oder www.supportedem-

ployment-schweiz.ch
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Teilhabe und – im Gegensatz zu den Leis-
tungsfinanzierern – nicht um eine Redukti-
on der Transferleistungen (vgl. Schaufel-
berger, 2013, S. 21).

Schlussfolgerungen

Am Anfang steht die Frage nach der 
Haltung: «Es kann nicht sein, was nicht 
sein darf.»
Die Frage danach, ob jemand z. B. arbeits-
marktfähig ist oder nicht, ist das Gegenteil 
des personen-zentrierten Ansatzes. Wenn 
jemand selbstbestimmt die Entscheidung 
getroffen hat, dass er oder sie im ersten Ar-
beitsmarkt arbeiten möchte, dann stellt sich 
die Frage, was diese Person an Unterstüt-
zung braucht, um dieses Ziel zu erreichen. 
In diesem Zusammenhang gibt es sehr be-
eindruckende Erfahrungen von Menschen 
mit (erheblicher) Behinderung, die ihre 
Wünsche über den Prozess einer Zukunfts-
planung realisieren konnten. Wünsche, die 
uns mit unseren alten Bildern als vollkom-
men unrealistisch erscheinen.

Integration ist ein Recht 

und keine Pflicht

Aktuell lässt sich ein enormer «Integrati-
onsdruck» beobachten. Sowohl bei der Ar-
beitslosenversicherung, der Sozialhilfe als 
auch bei der IV ist die Arbeitsmarktintegra-
tion das oberste Ziel. INSOS stellt diesbe-
züglich negative Konsequenzen fest, wenn 
z. B. Menschen mit psychischer Beeinträch-
tigung unter Druck gesetzt werden, im ers-
ten Arbeitsmarkt zu bestehen, oder wenn 
PrA-Lernende schon nach wenigen Mona-
ten in ein Praktikum im ersten Arbeitsmarkt 
gedrängt werden, auch wenn sie noch nicht 
so weit sind.

Interinstitutionelle Zusammenarbeit 

als erfolgversprechender Weg

Die berufliche Bildung von Jugendlichen mit 
Behinderung ist ein Querschnittthema, das 
verschiedene Bundesämter bzw. auf kanto-
naler Ebene verschiedene Departemente 
betrifft. Solange die einzelnen Akteure ihre 
Leistungen noch enger definieren und da-
mit Ausschluss schaffen, wird die berufliche 

Bildung für Jugendliche mit Behinderung 
für viele Betroffene ein frommer Wunsch 
bleiben. Vielmehr braucht es die interinsti-
tutionelle Zusammenarbeit, so wie es z. B. 
die Autoren Lindenmeyer und Walker in der 
SECO-Studie (2010, S. 84) für die Sozialhilfe 
und die Arbeitslosenversicherung vorschla-
gen: eine «One-Window»-Struktur, d. h. ei-
ne Anlaufstelle für Menschen mit unter-
schiedlichem Unterstützungsbedarf, mit ei-
nem gemeinsamen Finanzpool. Denn Fakt 
ist: Junge Menschen mit Beeinträchtigung 
gibt es, und es ist gut, dass es diese Men-
schen gibt!
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